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R i c h t l i n i e n

der Stadtgemeinde Liezen

für die Gewährung einer Wirtschaftsförderung
GR 13.5.1997, 20.09.2001

§ 1
Zweck der Richtlinie
Zweck dieser Richtlinie ist:

a) die Unterstützung der Ansiedelung oder Neugründung von Unternehmen im Stadtgebiet von Liezen;

b) die Schaffung von qualifizierten Arbeitsplätzen;

c) die nachhaltige Verbesserung der Wettbewerbsfähigkeit sowie die Stärkung und der Leistungskraft des gewerblichen Mittelstandes und der Industrie.

§ 2
Förderungsempfänger
(1) Eine Förderung nach den Bestimmungen dieser Richtlinie kann gewährt werden:

a)   Unternehmen, die sich oder die zu fördernde Betriebsstätte im Stadtgebiet Liezen neu ansiedeln;

b)  Personen, die ein Unternehmen oder eine Betriebsstätte im Stadtgebiet Liezen neu ansiedeln oder gründen;

c)   sonstigen juristischen Personen oder Personenvereinigungen, deren Tätigkeiten Erreichung des in § 1 genannten Zweckes beitragen. 

d) Unternehmen, Personen oder sonstige juristische Personen oder Personenvereinigungen, die bereits einen Betrieb oder eine Betriebsstätte in Liezen haben.

(2) Eine Förderung wird nur dann gewährt, wenn in der Stadtgemeinde Liezen mindestens 3 Arbeitsplätze neu geschaffen oder 50 % der bisher Beschäftigten zusätzlich beschäftigt werden und dieser neue Beschäftigungsstand über einen Zeitraum von mindestens 5 Jahren gehalten wird. 

(3) Bei den neu geschaffenen Arbeitsplätzen muß es sich um unbefristete Arbeitsverhältnisse handeln und es darf in den letzten 12 Monaten vor Antragstellung kein Personalabbau durchgeführt worden sein.

(4) Keine Neuschaffung ist, wenn ein Unternehmen 

a)
in eine andere Rechtsform umgewandelt wird oder 

b) die Rechtsform aufgibt und eine neu schafft,

und dabei im wesentlichen der ursprüngliche Betrieb hinsichtlich der Arbeitsplätze und des Gegenstandes des Unternehmens als gleichbleibend anzusehen ist.

(5) Saisonalbedingte Entlassungen der Arbeitnehmer hindern die Gewährung einer Förderung dann nicht, wenn über den fünfjährigen Zeitraum ein bestimmter Beschäftigungsstand nachgewiesen werden kann.

(6) Nicht gefördert werden Handels- und Dienstleistungsbetriebe. 

(7) Handwerks- und Industriebetriebe sollen vordringlich gefördert werden.

(8) Über die Förderungswürdigkeit sonstiger Betriebe wird im Einzelfall entschieden.

(9) Natürliche Personen oder sonstige Personenvereinigungen, über deren Vermögen ein Insolvenzverfahren eröffnet wurde, können bis zum Abschluß des Verfahrens nicht gefördert werden. 

(10) Bei der Beurteilung der Förderungswürdigkeit ist auf den Beschäftigungsstand bzw. Geschäftserfolg der letzten fünf Jahre des Förderungsempfängers Bedacht zu nehmen.

§ 3
Art der Förderung
Die Förderung erfolgt ausschließlich durch die Gewährung von Geldmittel, welche mit der durch die Neueinstellung anfallenden Kommunalsteuer gegenverrechnet werden. 

Voraussetzung ist jedoch die ungekürzte Entrichtung aller Gemeindesteuern- und abgaben.

§ 4
Rechtsanspruch
Auf eine Förderung nach den Bestimmungen dieser Richtlinie besteht kein Rechtsanspruch. 

§ 5
Durchführung der Förderung
(1) Ein Ansuchen auf Förderung ist unter Verwendung des dafür vorgesehenen Formulars und unter Beifügung aller für die Beurteilung des Vorhabens erforderlichen Unterlagen beim Bürgermeister der Stadtgemeinde Liezen einzubringen. 

(2) Förderungsempfänger müssen die erforderlichen gewerberechtlichen oder sonstigen einschlägigen Berechtigungen nachweisen. 

(3) Der Bürgermeister hat das Ansuchen zunächst einer Vorprüfung zu unterziehen, ob es den Bestimmungen dieser Richtlinie entspricht. 

(4) Fällt die Vorprüfung positiv aus, ist das Ansuchen auf seine Vollständigkeit zu prüfen, allenfalls sind erforderliche Ergänzungen zu veranlassen und gegebenenfalls eine fachliche Beurteilung vorzunehmen. 

(5) Über die Gewährung von Förderungsmittel entscheidet der Gemeinderat. Der Stadtrat wird gemäß § 43 Abs. 2 Stmk. Gemeindeordnung ermächtigt, Förderungen bis zu einem Gesamtbetrag von EUR 10.900,-- zu vergeben.

(6) Mit jedem Förderungsnehmer ist auf Grundlage dieser Richtlinie eine Förderungsvereinbarung abzuschließen. 

(7) Eine Förderung eines Förderungsnehmers bzw. eines zu fördernden Unternehmens wird nur einmalig gewährt. Die widmungsgemäße Verwendung der Förderungsmittel ist auf die Dauer der Förderungsvereinbarung zu verfolgen sowie schriftlich vom Förderungsnehmer nachzuweisen. 

(8) Bei Nichteinhaltung der Förderungsvereinbarung ist die Förderung zuzüglich Zinsen ab Auszahlungstag in der Höhe von 3 % p. a. über dem Diskontsatz der Österr. Nationalbank zurückzuzahlen. 

§ 6
Höhe der Förderung
(1) Die Höhe der zu gewährenden Förderung orientiert sich nach der zu schaffenden Anzahl der Arbeitsplätze unter Berücksichtigung der Art des Unternehmens und dessen wirtschaftlicher Leistungsfähigkeit und richtet sich nach der allgemeinen Finanzkraft der Stadtgemeinde. Die Förderungssumme muß durch den Voranschlag gedeckt sein. Würde dieser Voranschlagsposten durch die Förderung überschritten werden, so ist die Förderung erst im darauffolgenden Haushaltsjahr zu gewähren.

(2) Für jeden neu geschaffenen Arbeitsplatz kann unter Bedachtnahme auf die in Abs. 1 genannten Voraussetzungen und der in § 1 genannten Ziele für jeden neuen Arbeitsplatz mit einem Beschäftigungsausmaß von



a) bis zu 50 % EUR 1.090,-- 



b) mehr als 50 % EUR 2.180,--

an Förderung gewährt werden.

(3) Der Förderungsnehmer hat die Schaffung der Arbeitsplätze durch die Vorlage einer Bestätigung der jeweiligen Sozialversicherungsanstalt bzw. auf sonstige geeignete Weise nachzuweisen. In der Förderungsvereinbarung hat der Förderungsnehmer die Beschäftigtenzahl zum Zeitpunkt der Gewährung der Förderung angestellten Arbeitnehmer über einen Zeitraum von fünf Jahren zu garantieren.
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